
 

Stellungnahme des PFAD Bundesverbandes 

Diskussionsteilentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Vormundschaftsrechts 

Ziel dieser Reform ist u.a. die Personensorge für Minderjährige zu stärken. Der Mündel soll mit 

seinen Rechten als Subjekt im Zentrum der Vormundschaft stehen. In dieser Logik sind die 

Rechte des Mündels vor den spiegelgleichen Pflichten des Vormundes platziert. Besonders zu 

würdigen sind die Formulierungen in § 1789 –E in Nr. 5: Das Recht des Mündels auf 

„Beteiligung an ihn betreffenden Angelegenheiten, soweit es nach seinem Entwicklungsstand 

angezeigt ist.“ Im § 1791-E heißt es bei den Pflichten des Vormundes: „(2) Der Vormund hat die 

wachsende Fähigkeit und das wachsende Bedürfnis des Mündels zu selbständigem und 

verantwortungsbewusstem Handeln zu berücksichtigen und zu fördern. Der Vormund hat 

Angelegenheiten der Personen- und der Vermögenssorge mit dem Mündel zu besprechen und 

ihn an Entscheidungen zu beteiligen, soweit es nach dessen Entwicklungsstand angezeigt ist; 

Einvernehmen ist anzustreben.“ Der regelmäßige persönliche Kontakt des Vormunds mit 

seinem Mündel ist eine Voraussetzung für wirkliche Beteiligung des jungen Menschen an den 

Entscheidungen, die sein Leben betreffen. 

Wir finden es gut und sinnvoll, dass das Familiengericht auch von dem 14-jährigen Mündel bei 

Meinungsverschiedenheiten (§ 1794-E) angerufen werden kann.  Dieses Recht auf 

Konfliktlösung bei Meinungsverschiedenheiten wünschen wir uns auch in den Fällen nach §§ 

1778-E Absatz 2 sowie 1797-E. Trotz des Zusammenarbeitsgebotes aus § 1797-E ist nicht 

ausgeschlossen, dass Vormund und Pflegeeltern (die nicht Sorgerechte übertragen bekommen 

haben) unterschiedliche Vorstellungen haben, was die Förderung der Entwicklung des Mündels 

betrifft. Die Formulierung aus § 1796-E Absatz 1 „Der Vormund ist auch dann für die 

Personensorge verantwortlich und hat die Pflege und Erziehung des Mündels persönlich zu 

fördern und zu gewährleisten, wenn er den Mündel nicht in seinem Haushalt pflegt und erzieht.“ 

ist gut gemeint, allerdings eröffnet sie individuellen Interpretationsspielraum, der 

kommentierungsbedürftig ist. 

So ist vorstellbar, dass ein Vormund die Beschulung eines Kindes mit 

erheblichem Förderbedarf lieber in einer Regelschule mit einem 

Schulbegleiter möchte – um dem Geist von Inklusion zu entsprechen – 

demgegenüber die Pflegeeltern eine Beschulung in einem entsprechenden 

Förderzentrum bevorzugen, da dort besser auf die individuellen 

Besonderheiten des Kindes eingegangen werden kann. Auch für die 

Pflegeeltern geht es um gleichberechtigte Teilhabe. Sie sehen diese jedoch 

nicht über eine Regelschule realisierbar. 

Wer moderiert diese Meinungsverschiedenheit? 

Begrüßenswert finden wir die Regelungen aus § 1778-E, die Übertragung von 

Sorgeangelegenheiten auf die Pflegeperson, auch da dieser Antrag von einem mindestens 14-

jährigen Mündel gestellt werden kann.  

Ausdrücklich begrüßen wir den im Gesetz festgeschriebene Vorrang des ehrenamtlichen 

Einzelvormundes.  

Aus der Praxis, vor allem bei Verfahren nach § 1666 BGB, ist bekannt, dass es oft zu diesem 

Zeitpunkt noch nicht möglich war, eine geeignete natürliche Person für die Übernahme der 

Vormundschaft zu finden. Die Schaffung eines vorläufigen Vormundes ist darauf eine passende 

Antwort. Insbesondere begrüßen wir die zeitliche Befristung auf drei Monate. Damit kann 

vermieden werden, dass provisorische Lösungen sich zeitlich verselbstständigen und eine 

dauerhafte Ungewissheit entsteht. 

Die Formulierung in § 1785-E Absatz 2 Nr. 4 ist kommentierungsbedürftig. Pflegeverhältnisse 

für besonders entwicklungsbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche oder auch im Rahmen der 

Eingliederungshilfe haben oft Konstruktionen der Zusammenarbeit von freien Trägern und 

Pflegeeltern, die damit Pflegeeltern von der Übernahme der Vormundschaft ausschließen 

würden. 
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Weiterhin begrüßen wir die eindeutige Klarstellung zur Vormundschaft bei vertraulicher Geburt 

(§ 1788-E) und wünschen uns eine Erweiterung dieser Klarstellung auch auf alle Kinder, die in 

Babyklappen abgelegt werden oder durch anonyme Geburt  u.a. keine sorgeberechtigten Eltern 

haben. 

Die Fassung des § 1791-E Absatz 3 begrüßen wir. So ist rechtlich die Möglichkeit gegeben, die 

Kontakte des Vormundes mit dem Mündel der aktuellen Situation anzupassen. 

Die Vorschrift im § 1796-E Absatz 2 erscheinen uns wirklichkeitsfremd. In der Regel dauern 

betriebliche Ausbildungen 2 bis 3 Jahre. Eine Genehmigung des Familiengerichts für einen 

Ausbildungsvertrag finden wir eine den Mündel benachteiligende Vorgehensweise. Bis zum 

Wirksamwerden des Ausbildungsvertrages – bei einem so langen Genehmigungsweg – hat der 

Arbeitgeber/Ausbildungsbetrieb sich womöglich für einen anderen Lehrling entschieden. Ähnlich 

ist die Formulierung in Nr. 2 o.g.  

Die Fassung des § 1798-E Absatz 1 knüpft an die Regelung aus §1688 BGB Absatz 1 Satz 1 

an. Fraglich halten wir die Kommentierung (vgl. S. 143), die die Geltendmachung von 

Sozialleistungen ausschließlich auf den Vormund verlagert. Sozialleistungen sind nicht nur 

monetäre Leistungen, die unter dem Oberbegriff Vermögensvorsorge fallen. Sozialleistungen 

sind auch Leistungen der Rehabilitation und Ähnliches. Diese sollten weiter über die Person, 

die mit dem Mündel zusammen lebt geltend gemacht werden können.  

Die Idee, der Subjektstellung des Mündels hat sicherlich die Fassung des § 1804-E geprägt. Ob 

die Rechtspfleger des Familiengerichtes die personellen, fachlichen und zeitlichen Ressourcen 

dafür haben, ist die eine offene Frage. Gleichzeitig wird über dieses Instrument das Leben des 

Mündels noch weiter von den Leben anderer Kinder/Jugendlichen entfernt. Kinder, die unter 

Vormundschaft stehen, leben häufig nicht bei ihren Eltern. Hier hat das Jugendamt eine 

Aufsichtspflicht. Eine Verantwortung des Familiengerichts sehen wir vor allem dann, wenn es 

erhebliche Differenzen zwischen den Erziehungsperson/en und dem Vormund gibt.  


